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Zahlreiche Argumente gegen Schließung der JVA Trier
Arbeitskreis „Justiz“ der Landtagsfraktion der SPD zu Besuch in der Justizvollzugsanstalt Trier

Von links: Kollege Adam, Kollege Ernzerhoff, Kollege Kohl, MdL Teuber, MdL Sippel, MdL Rommelfan-
ger, Kollege Ternes. Nicht im Bild MdL´in Sahler-Fessel, AL´in Beckmann, Kollege Stuppy, Kollege 
Philipps.  Foto: BSBD RLP

A m 18. Juni 2018 besuchte der 
Arbeitskreis Justiz der Land-
tagsfraktion sowie die „Trie-

rer“ Landtagsabgeordneten der SPD 
die JVA Trier.

In Anwesenheit der Anstaltsleiterin 
Frau Beckmann sowie den Mitgliedern 
des örtlichen Personalrates wurden all-
gemeine Themen und Problematiken 
des Vollzuges in Rheinland-Pfalz mit 
den Parlamentariern erörtert. Man war 

sich hierbei einig, dass sich der Vollzug 
in Rheinland-Pfalz den neuen Heraus-
forderungen, wie beispielsweise eine 
immer schwerer werdende Nachwuchs-
gewinnung für den mittleren und geho-
benen Vollzugsdienst oder die höhere 
Anzahl an verhaltensauffälligen Gefan-
genen, stellen muss.

Daneben war von Seiten des Perso-
nalrates  mangelnde Wertschätzung des 
Personals durch die Politik ein Thema, 
hier wäre die gewünschte Erhöhung der 

sogenannten „Gitterzulage“ auf das Ni-
veau der „Polizeizulage“ ein wichtiges 
Zeichen der Politik, welches in die rich-
tige Richtung zielen würde. 

Naturgemäß war die „geplante“ 
Schließung der JVA Trier ein weiteres 
Thema der Besprechung. Hier war es 
der Anstaltsleiterin sowie dem Perso-
nalrat ein Hauptanliegen, den politisch 
Verantwortlichen ihre zahlreichen Ar-
gumente, die gegen eine Schließung 
der JVA Trier sprechen, darzulegen. 
Auch wurde den Abgeordneten wäh-
rend eines Rundganges durch die An-
stalt der sehr gute bauliche Zustand 
derselben vor Augen geführt.

Zum Abschluss bedankte sich der Vor-
sitzende des Arbeitskreises Herr MdL 
Heiko Sippel für das offene Gespräch 
und sagte zu, dass man von Seiten der 
Abgeordneten im Falle einer notwendig 
werdenden politischen Entscheidung 
über eine eventuelle Schließung der 
JVA Trier auch die von Seiten der An-
staltsleitung und des Personalrates vor-
gebrachten Aspekte hierin einfließen 
lassen werde.

Aus Sicht des Personalrates sehen wir 
im Besuch der Abgeordneten ein klares 
Zeichen, die Bediensteten der JVA Trier 
sowie deren Sorgen und Nöte ernst zu 
nehmen und ihnen die Hoffnung zu ge-
ben, dass in Trier noch nicht aller Tage 
Abend ist.

Landtag wählt neue Bürgerbeauftragte mit großer Mehrheit
Landesvorsitzender Winfried Conrad überbringt die Glückwünsche des BSBD

Seit Mai des Jahres ist Frau Barbara 
Schleicher-Rothmund die neue Bür-
gerbeauftragte des Landes Rheinland-
Pfalz und hat somit Dieter Burgard ab-
gelöst, der sich in den wohlverdienten 
Ruhestand verabschiedet hat. 

Frau Schleicher-Rothmund wurde im 
Dezember 2017 in geheimer Wahl mit 
großer Mehrheit vom Landtag in dieses 
Amt gewählt. Zuvor war die SPD-Ab-
geordnete aus Germersheim seit 2001 
im rheinland-pfälzischen Landtag und 
dort in den letzten Jahren auch als Vi-
zepräsidentin des Landtages tätig.

Landesvorsitzender Winfried Con-
rad überbrachte die Glückwünsche des 
gesamten Landesvorstandes zu dieser 
neuen verantwortungsvollen Aufgabe. 

An dem in sehr angenehmer Atmo-
sphäre geführten Gespräch nahm auch 
die für den Justizvollzug zuständige 
Referentin Frau Follmann teil. Fast 
ein Viertel aller Eingaben betrifft den 

rheinland-pfälzischen Justizvollzug, so-
mit ist die Bürgerbeauftragte eine wich-
tige Ansprechpartnerin auch für die Ge-
werkschaft. 

Conrad ging zunächst auf die aktu-
elle Situation im Justizvollzug unseres 
Landes ein. Fehlendes Personal, zuneh-
mende Arbeitsverdichtung und eine 

Von rechts nach links: Frau Barbara Schleicher-Rothmund, Landesvorsitzender Winfried Conrad, Frau 
Follmann.  Foto: BSBD RLP
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Schnelle Reaktion der 
Aufsichtsbehörde
Auf Antrag der 
SPD, FDP und 
dem Bündnis 90/
Die Grünen wurde 
eine Gesetzesän-
derung bezüglich 
der Fixierung im 
Justizvollzug und 
Maßregelvollzug noch kurzfristig 
eingebracht. 

Nach Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts vom 24. Juli 2018 war hier 
dringender Handlungsbedarf. Um ein 
langfristiges Gesetzesänderungsverfah-
ren zu vermeiden, wurde der Antrag 
auf Gesetzesänderung noch schnell 
formuliert und am 23. August mit der 
schon geplanten Gesetzesänderung im 
Landtag verabschiedet. Erfreulich ist, 
dass die örtliche Zuständigkeit für die 
Anordnung der Fixierung klar geregelt 
wurde. Somit entfällt die von der Pra-
xis in den Vollzugseinrichtungen schon 
befürchtete sehr zeitaufwendige und 
nervenaufreibende Zuständigkeitsprü-
fung. Die schnelle Reaktion der Auf-
sichtsbehörde – die die Vorarbeiten in 
der Sache leisten musste – wurde von 
den BSBD Gewerkschaftsvertretern aus-
drücklich gelobt.

geänderte Klientel führt im Vollzug zu 
großen Problemen. Der geplante Perso-
nalabbau sei zwar vom Tisch, es fehle 
aber an Ausbildungsstellen und zusätz-
liches Personal im Allgemeinen Voll-
zugsdienst sei dringend erforderlich.

Auch die zunehmende Gewalt gegen-
über Bediensteten sei besorgniserre-
gend und erfordere nach Meinung der 
Gewerkschaft schnelles Handeln. 

Die angespannte Personalsituation 
wurde in den letzten Berichten des 
Bürgerbeauftragten auch thematisiert, 
dafür bedankte sich Landesvorsitzen-
der Conrad. Das Angebot der Gewerk-
schaft, mit Vertreterinnen und Vertre-
tern einzelner BSBD Arbeitsgruppen 
die Bürgerbeauftragte und ihre Refe-
rentin über die Schwierigkeiten und 
Probleme des Vollzugsalltags zu infor-
mieren, wurde von Frau Schleicher-
Rothmund gerne angenommen. Im 
Herbst/Winter will man dies angehen.

Weitere Besprechungsthemen waren 
die hohe Krankenquote bei den Bedien-
steten und die Bewerbersituation für 
die einzelnen Laufbahnen. 

Einvernehmen bestand darüber, auch 
zukünftig sich zu Gesprächen und Mei-
nungsaustausch zu treffen.

Geplante Gesetzesänderung begrüßt
Ausdrücklicher Dank des BSBD an Justizminister Herbert Mertin
Nach vorangegangenen Anhörungs-
verfahren – an dem auch der BSBD 
Landesverband eine Stellungnahme 
abgegeben hat – wurden nunmehr 
drei Gesetzesänderung auf den Weg 
gebracht. 

Insbesondere die praxisorientierte Re-
gelung, die zu einer maßvollen und 
situationsangemessenen Reduzierung 
der umfassenden Planungs- und Doku-
mentationspflichten führt – so die Pres-
semitteilung des Ministeriums –, wird 
von unserer Gewerkschaft sehr begrüßt. 

In Gesprächen mit dem Minister und 
mit vielen Landtagsabgeordneten aller 
Fraktionen wurde die Problematik von 
unserer Gewerkschaft intensiv ange-
sprochen. Für diesen Änderungswillen 
dürfen wir uns bei Minister Herbert 
Mertin ausdrücklich bedanken. 

Weiterer Änderungsbedarf
Weiterer Änderungsbedarf wurde schon 
mehrfach von der Gewerkschaft ange-
mahnt, insbesondere nach dem Weg fall 
der Arbeitspflicht und deren Auswir-
kungen, scheint auch hier Handlungs-
bedarf zu sein. Bei einer weiteren Än-

derungsabsicht sind wir noch etwas 
skeptisch, inwieweit sie in der Praxis die 
notwendige Anwendung findet. Dazu 
heißt es in der Presseerklärung des Mi-
nisteriums: „Vorgesehen ist weiterhin 
eine klarstellende Regelung der Abwä-
gungskriterien für Entscheidungen über 
die Unterbringung im offenen Vollzug 
oder der Gewährung von Lockerungen, 
um die Handlungssicherheit der Voll-
zugsbediensteten zu erhöhen. 

Dem Verhalten und der Entwicklung 
der Straf- und Jugendstrafgefangenen 
während der Haft soll größeres Ge-
wicht zukommen, als die Umstände, die 
bereits Gegenstand der Verurteilung 
waren“. Nach dem Urteil des Landge-
richts Limburg gegen zwei rheinland-
pfälzische Bedienstete wegen fahrläs-
siger Tötung mit Haftstrafen von jeweils 
neun Monaten auf Bewährung wird die 
geplante Gesetzesänderung nach un-
serer Meinung nicht zur Beruhigung 
der „Entscheider“ beitragen. 

Hier wäre mal eine öffentliche Stel-
lungnahme unseres Arbeitgebers zu 
dem Ausgang des Verfahrens nicht nur 
zu begrüßen, sondern auch dringend 
notwendig. 

Erst ein paar Tage sind vergangen, als 
Ministerpräsidentin Malu Dreyer und 
ihre Ministerinnen und Minister im 
Kabinett den Haushaltsentwurf für 
den Doppelhaushalt 2019/2020 ver-
abschiedet haben. 

Unser Minister ist mit den Beschlüssen 
zufrieden, wir, die größte Interessen-
vertretung der Vollzugsbediensteten 
in Rheinland-Pfalz verspüren eine ge-
wisse Zufriedenheit mit den geplanten 
Verbesserungen. Insbesondere ist eine 
langjährige Forderung des BSBD in Er-
füllung gegangen, die Anhebung der 
Gitterzulage auf das Niveau der Polizei. 
Auch wenn wir uns alle die Umset-
zung schon im Haushaltsjahr 2019 ge-
wünscht hätten, kommentiert Landes-
vorsitzender Conrad die Entscheidung, 
so ist es dennoch zu begrüßen, dass 
man hier die Anpassung an viele andere 
Bundesländer anstrebt. 

Mit großer Genugtuung haben die Ge-
werkschafter auch die Verbesserungen 
der Beförderungssituation – insgesamt 
über 100 Beförderungen, ein größter 
Teil für den AvD – zur Kenntnis genom-
men. Hier hat sich das Engagement 

und die Hartnäckigkeit der BSBD Ar-
beitsgruppe gelohnt. Auch die zusätz-
lichen 44 Ausbildungsplätze für An-
wärterinnen und Anwärter waren eine 
Forderung der Gewerkschaft. Wie bei 
Wunschlisten so üblich sind nicht alle 
Wünsche in Erfüllung gegangen. Zwar 
ist die nicht nachvollziehbare Idee von 
Stellenstreichungen für diese Legisla-

turperiode vom Tisch, die Praxis sig-
nalisiert jedoch aufgrund gestiegener 
Anforderungen und Arbeitsverdichtung 
einen nicht unerheblichen Personalbe-
darf. Hier müssen wir weiter „am Ball“ 
bleiben, sagte Conrad.

Insgesamt und im Rückblick auf die 
Haushaltsaufstellungen der letzten Le-
gislaturperioden sollten wir nicht unzu-
frieden sein. Wir werden uns weiter für 
die Belange der rheinland-pfälzischen 
Vollzugsbediensteten einsetzen.

„Silberstreif am Horizont“
Landesregierung verabschiedet Haushaltsplan 2019/2020 

Foto: BSBD RLP
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Karl Vellen  
verstorben
Am 28. Juni 2018 ist unser Ehrenmit-
glied im Landesvorstand und lang-
jähriger Vorstandskollege Karl Vellen 
im Alter von 75 Jahren verstorben.
Karl Vellen hat in seiner Laufbahn im 
Strafvollzug, die er 1977 begann, in 
seiner dienstlichen Wirkungsstätte 
der Justizvollzugsanstalt in Wittlich 
Spuren hinterlassen. 
Als gelernter KFZ-Meister hat er sehr 
früh versucht, seine Erfahrungen aus 
der freien Wirtschaft in das damals 
noch sehr starre System Strafvollzug 
einfließen zu lassen. Kurze Zeit nach 
seinem Diensteintritt hat Karl Vellen 
die Interessen der Beschäftigten der 
JVA Wittlich als Personalratsmitglied vertreten. Schon zu 
dieser Zeit sah er die Zielsetzung der Personalvertretung 
darin ein fairer und vertrauensvoller Ansprechpartner zu 
sein, der nur ein Ziel verfolgt, Verbesserungen zum Wohle 
der Beschäftigten umzusetzen.
Karl Vellen hat mit seiner gelassenen und beharrlichen, 
von seiner Heimat der Eifel geprägten Art alle Klippen und 
Hürden der Personalratsarbeit  gemeistert.
Aber nicht nur auf örtlicher Ebene, auch auf Landese-
bene hat er sehr früh als Mitglied im Hauptpersonalrat 
die Entwicklung im Strafvollzug begleitet. Er war neben 
dem ehemaligen Vorsitzenden Günter Klöckner der so-
genannte zweite Mann im Hauptpersonalrat. Dort hat er 
mit konstanter Beharrlichkeit und sehr viel Geschick die 
Interessen aller im Land beschäftigten Kolleginnen und 
Kollegen vertreten. Ohne Zögern hat er nach dem frühen 
Tod von Günter Klöckner den Vorsitz im Hauptpersonalrat 
für vier Jahre bis zum Jahr 2001 übernommen und eine 
herausragende Arbeit geleistet. Er war sehr schnell bei al-
len seinen Gesprächspartnern im Ministerium anerkannt 
und akzeptiert. Karl Vellen war es auch, der eine Entschei-

dung immer kritisch beleuchtete und 
hinterfragte, um dann seine Auffas-
sung begründet und konsequent zu 
vertreten. Seine kurze und klare Art 
hat die Sachverhalte immer auf den 
Punkt gebracht. 
Die Belange und Interessen seiner 
Kolleginnen und Kollegen haben ihm 
immer am Herzen gelegen. Diese We-
sensart hat auch seinen Werdegang 
im Berufsverband begleitet. Auch 
hier nur die Interessen seiner im Ver-
band organisierten Kolleginnen und 
Kollegen im Blick, hat er sehr früh 
nach seinem Dienstbeginn im Orts-
verband Wittlich die Funktion des 
Schriftführers bzw. Geschäftsführers 
übernommen. Dieses Amt hat er in 
seiner bescheidenen Art über Jahre 
bestens ausgefüllt, ohne sich in die 

erste Reihe drängen zu wollen. Vielen Ortsverbandsvorsit-
zenden war er in dieser Zeit ein fleißiger und treuer Weg-
gefährte.
So wurde Karl Vellen zum Ehrenmitglied des Ortsverbands 
Wittlich ernannt. Als Bindeglied zwischen Ortsverband 
und Landesverband war Karl Vellen lange Jahre auf Lan-
desebene als Verbandsvertreter tätig. 
Seinem Engagement und seiner Mitstreiter im Landesvor-
stand ist es zu verdanken, dass man manche Verbesserung 
für den Strafvollzug erreichen konnte. 
Karl Vellen hat sich sowohl in seiner Tätigkeit im Haupt-
personalrat als auch in der Verbandsarbeit für alle im 
rheinland-pfälzischen Justizvollzug tätigen Kolleginnen 
und Kollegen eingesetzt.
Es ist wohl selbstverständlich, dass Kollege Vellen we-
gen seiner Verdienste zum Ehrenmitglied des Landesvor-
standes ernannt wurde.
Für seinen Einsatz und seinen persönlichen Zuspruch in 
der Vergangenheit ist ihm der BSBD sehr dankbar.
Er wird unserem Verband fehlen.

 Winfried Conrad, Landesvorsitzender

Bild aus dem Jahr 2005 – Verleihung der  
Ehrenmitgliedschaft im Landesvorstand.  

Foto: BSBD RLP

Permanent am Limit – Burnout im Beruf
Was bereitet Stress ? – Besonders unbeliebt: Anruf der Dienststelle während der dienstfreien Zeit

Der Förderverein des BSBD Rhein-
land-Pfalz veranstaltete und organi-
sierte ein Seminar unter dem Thema 
Burnout im Beruf. Als Tagungsstätte 
stand die dbb Akademie in Königs-
winter zur Verfügung. 

15 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
aus fast allen Justizvollzugseinrich-
tungen des Landes traten die Reise zur 
Tagungsstätte an. Zunächst wurde nach 
einer kurzen Vorstellungsrunde die 
Thematik – wie entsteht ein Burnout-
Syndrom? – bearbeitet. 

Anhand des Films – die kranke See-
le – erfuhr die Seminargruppe, wie ein 
Burnout entstehen kann. An Beispielen 
von Ex-Nationaltorhüter Robert Enke, Seminargruppe.  Foto: BSBD RLP
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dem ehemaligen Skispringer Sven Han-
nawald und dem Sänger der Gruppe 
PUR Hartmut Engler wurde die Entste-
hung der Krankheit dokumentiert. 

Schon bei der Vorstellungsrunde wur-
de bei den Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer abgefragt, was im Dienst Stress 
bereite. Spitzenreiter der Nennung war 
der Anruf der Dienststelle während der 
dienstfreien Zeit. Aber auch die Dienst-
planung selbst und die Vorgesetzten 
wurden als Stressfaktoren genannt. 

Die Ergebnisse griff in seinem Vor-
trag der Referent Mark Schallmo auf. 
Sein Thema: „Macht die Dienstplanung 
krank – Stress im Strafvollzug“. Der 
nächste Tag begann mit dem Referenten 
Matthias Lammert. Herr Lammert 

ist Mitglied der CDU-Landtagsfraktion 
und Mitglied der Strafvollzugskommis-
sion. Der Abgeordnete referierte über: 
„Wie steht die Politik zu der zuneh-
menden Arbeitsdichte und den hohen 
Anforderungen an die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer“. MdL Lammert 
kam sehr schnell in eine sehr lebhafte 
Diskussion mit den Kolleginnen und 
Kollegen. Der Nachmittag wurde vom 
Diplompsychologen und BSBD Lan-
desvorstandsmitglied Michael Bach 
gestaltet. Aus seinem unerschöpflichen 
Erfahrungsschatz beleuchtete Kollege 
Bach die Problematik.

BSBD Landesverband gründet Arbeitsgruppe

Die Probleme der jungen  
Bediensteten stehen im Fokus
Schwerpunktthemen zusammengetragen

Immer mehr sehr junge Bewerbe-
rinnen und Bewerber interessieren 
sich für die Berufe hinter den Mauern 
der rheinland-pfälzischen Gefäng-
nisse.

Früher legte man bei der Auswahl des 
Personals das Augenmerk auf die le-
benserfahren, älteren Bewerber/innen, 
so eine Regelung ist heute nicht mehr 
möglich. 

Zu wenige Interessenten aus dieser 
Personengruppe melden sich für den 
Dienst hinter Gittern. Grund dafür ist 
insbesondere die unzureichende Besol-
dung.

Erstes Treffen der Ortsverbands
delegierten in Wittlich
Der BSBD Landesverband möchte sich 
zukünftig auch gezielt und nachhaltig 
für die Belange unserer jüngeren Mit-
glieder einsetzen. 

Aus diesem Grund wurde eine Ar-
beitsgruppe „Junge Bedienstete“ in-
stalliert. Welche Probleme und welche 
Forderungen hat unser Nachwuchs an 

seinen Arbeitgeber aber auch an die 
Gewerkschaft. Zu einem ersten Treffen 
reisten die Ortsverbandsdelegierten 
nach Wittlich. Nach einer kurzen Vor-
stellungsrunde wurden Themen für die 
zukünftige Arbeitsgruppentätigkeit zu-
sammengetragen. 

Folgende Schwerpunkte wurden 
genannt: 
•  Ausbildungskonzept für den AvD
•  Engmaschige Betreuung der Anwär-

ter/innen während der gesamten 
Ausbildungszeit

•  Zentrale Stelle für eine landesweite 
Anwärterbetreuung 

•  Zulassung von Körperschmuck  
z.B Tattoos 

•  Erhöhung der DuZ Sätze 
•  Bessere Information über  

den Beruf des Vollzugsbediens - 
teten 

•  Bessere Vereinbarkeit von Familie 
und Schichtdienst

Die hochmotivierten Arbeitsgruppen-
teilnehmer werden sich zu weiteren Ar-
beitssitzungen treffen.

                www.bsbdrlp.de

Referent MdL Matthias Lammert, CDU.  
 Foto: BSBD RLP

Ein Teil der AG-Mitglieder.  Foto: BSBD RLP
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Treffen mit dem Antisemitismusbeauftragten des Landes
Ansprechpartner für Rheinland-Pfälzer jüdischen Glaubens

Dieter Burgard, ehema-
liger Bürgerbeauftragter 
des Landes, wurde Ende 
des letzten Jahres von 
der Ministerpräsidentin 
Malu Dreyer zum Beauf-
tragten gegen Antisemi-
tismus berufen. 

Bundesweit war Rhein-
land-Pfalz das erste Bun-
desland, welches einen 
Beauftragten für Antise-
mitismus installierte. Seit 
seiner Verabschiedung als 
Bürgerbeauftragter erfüllt 
Herr Burgard diese ehren-
amtliche Tätigkeit mit
sehr viel Engagement. 
Er ist in dieser Funktion Ansprechpart-
ner für Rheinland-Pfälzer jüdischen 
Glaubens und koordiniert Projekte zur 
Bekämpfung von Antisemitismus. 

Seit fast 30 Jahren ist er mit sehr 
viel Herzblut und Sachverstand für die 
Erinnerungsarbeit und den Erhalt jü-
dischen Lebens in unserem Bundesland 

eine feste Größe. In seiner achtjährigen 
Funktion als Bürgerbeauf tragter, aber 
auch in seiner Zeit als SPD-Landtagsab-
geordneter hatte er im mer ein offenes 
Ohr für die Probleme und Belange der 
rheinland-pfälzischen Straf vollzugsbe-
dien steten. In seinen alljähr lichen Re-
chen schaftsberichten beklagte Die ter 

Burg ard auch immer wieder die unzu-
reichende Personalausstattung und die 
dadurch resultierende Belastungssitua-
tion der Mitarbeiter.

Landesvorsitzender Conrad, der lei-
der an der offiziellen Verabschiedung 
von Herrn Burgard in Mainz als Bür-
gerbeauftragter nicht teilnehmen konn-
te, traf sich mit ihm in Koblenz, um 
sich auch persönlich für die jahrelange 
vertrauensvolle Zusammenarbeit zu be-
danken. 

Zahlreiche BSBD Arbeitsgruppen tra-
fen sich mit dem Bürgerbeauftragten 
um zu informieren und Probleme anzu-
sprechen. In vielen Seminaren hat Die-
ter Burgard als Referent zur Verfügung 
gestanden und die Arbeit der Gewerk-
schaft unterstützt.

Dafür sei ihm hier noch einmal herz-
lich gedankt.

Der BSBD und Herr Burgard möchten 
die Zusammenarbeit aber auch zukünf-
tig fortsetzen. In seiner neuen Funktion 
wird er als Referent und Unterstützer 
weiterhin den guten Kontakt mit den 
Gewerkschaftern pflegen.

Die Ergebnisse sind aufschlussreich und repräsentativ
Umfrage der gemeinsamen AG der Sozialen Dienste ausgewertet

Mit sehr viel Engagement haben die 
Mitglieder der gemeinsamen Arbeits-
gruppe des BSBD und der LAG Sozi-
alen Dienste die Umfrage der Lauf-
bahnangehörigen ausgewertet. 

Besonderer Dank gilt hier der Kollegin 
Genzlinger und dem Kollegen Enders. 
Diese beiden AG Mitglieder haben die 
Ergebnisse ausgewertet, zusammenge-
fasst und zu einer anschaulichen Prä-
sentation aufbereitet. 

Erfreulich ist auch, dass sich sehr viele 
Angehörige der Laufbahn an der Be-
fragung beteiligt haben und die Ergeb-
nisse somit als repräsentativ eingestuft 
werden können. Bevor die AG jedoch 
die Ergebnisse in der Öffentlichkeit vor-

Von links nach rechts: Kollege Enders, die Kolleginnen Grill, Genzlinger, Schmidt, Buchholz und Kolle-
ge Paulus.  Foto: BSBD RLP

stellt, werden die Angehörigen zeitnah 
über die Ergebnisse der Befragung in-
formiert. 

Die sehr interessanten und aufschluss-
reichen Ergebnisse sollen anschließend 
dem Minister, der zuständigen Stelle 

im Ministerium und den Landtagsfrak-
tionen vorgestellt werden. Die Rück-
schlüsse aus der aktuellen Situation der 
Laufbahnangehörigen muss, so die AG 
Mitglieder, im zukünftigen Haushalt 
Berücksichtigung finden.

Antisemitismusbeauftragter Dieter Burgard (r.), BSBD Landes-
vorsitzender Winfried Conrad.  Foto: BSBD RLP

Foto: © Rawpixel.com/AdobeStock
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BSBD Ehrenvorsitzender Theo Wannenmacher:

„Nicht durch Rückschläge entmutigen lassen“
Gewerkschaftsarbeit erfordert viel Geduld, Beharrlichkeit und ein dickes Fell
Mitglieder des Landesvorstandes trafen sich mit dem 
ehemaligen BSBD Landesvorsitzenden und jetzigen Eh-
renvorsitzenden Theo Wannenmacher. 

Der nunmehr 96-jährige Gewerkschafter hat schon seit 
Jahren seinen Alterswohnsitz in das schöne Neustadt an 
der Weinstraße verlegt. Das Ehrenmitglied im Landes-
vorstand Werner Schäfer hatte den Besuch bei Kollegen 
Wannenmacher dankenswerterweise organisiert. Einen 
seinem Alter entsprechenden körperlich fitten und immer 
noch sehr an der gewerkschaftlichen Arbeit interessierten 
Kollegen trafen die Landesvorstandsmitglieder an. Alte 
und neue Geschichten wurden ausgetauscht, und alle Teil-
nehmer stellten fest, dass viele der heutigen Probleme des 
Justizvollzuges auch schon früher Thema in der Gewerk-
schaft waren. Wannenmacher appellierte an die jetzigen 
Verbandsfunktionäre, sich auch nicht durch Rückschläge 
entmutigen zu lassen. Die Interessen der Kolleginnen und 
Kollegen gegenüber dem Ministerium und der Politik zu 
vertreten sei überaus wichtig in unserer Gesellschaft. Er 
wünschte dem Landesvorstand Geduld, Beharrlichkeit und 
ein dickes Fell bei seiner Arbeit. 

Schock über Gewaltexzesse gegenüber Bediensteten
Der Rechtsstaat muss „Flagge zeigen“
Landesvorsitzender Winfried Conrad 
und alle Vollzugsbediensteten des 
Landes sind sehr geschockt über zwei 
besondere Vorkommnisse in rhein-
land-pfälzischen Vollzugseinrichtun-
gen, bei denen Bedienstete massiv 
verletzt wurden. 

Zunächst kam es in der JVA Diez zu 
einem Gewaltausbruch gegen Bedien-
stete, bei dem einem der Kollegen of-
fensichtlich mit einer Essenschale bru-

tal ins Gesicht geschlagen wurde. Der 
Bedienstete wurde nach Erkenntnissen 
der Gewerkschaft bei der Aktion schwer 
verletzt und hat Brüche im Gesichtsbe-
reich. Weitere fünf Bedienstete wurden 
anschließend so durch den Gefangenen 
verletzt, dass sie sich dienstunfähig 
melden mussten. Weiter wurde eine 
junge Kollegin der JVA Zweibrücken 
Opfer eines gewalttätigen Inhaftierten. 
Der Gewalttäter versuchte zunächst der 
jungen Frau heißes Teewasser ins Ge-
sicht zu kippen. Diese wurde aber am 
Halsbereich und am Oberkörper getrof-
fen und verbrüht. Sie musste mehrere 
Tage stationär im Krankenhaus behan-
delt werden. Alle rheinland-pfälzischen 

Werner Schäfer (r.), Theo Wannenmacher (l.).  Foto: BSBD RLP

Kollegin nen und Kollegen hoffen, dass 
keine bleibenden Beeinträchtigungen 
bei der jungen AvD-Kollegin zurück-
bleiben. Die Gewerkschaft wünscht 
allen Verletzten gute Besserung und 
hofft, dass die Verursacher zur Rechen-
schaft gezogen werden.

Landesvorsitzender Conrad ist ent-
setzt über die brutalen und rücksichts-
losen Angriffe auf das Vollzugsper-
sonal, die offensichtlich mit großer 
Brutalität ausgeführt wurden.

Es kann nicht sein, dass unsere Be-
diensteten massiv körperlich angegrif-
fen werden. Hier muss der Rechtsstaat 
„Flagge zeigen“, kommentierte der Ge-
werkschaftschef die Lage.
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